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Antrag an die Kreismitgliederversammlung am 29.08.2026: 
 

Sozialistischer Kampf gegen Rechts: Wie wir die Faschisten und ihre 
Komplizen noch schlagen können. 

 
Antragstellende: Joscha Bär, Felix Kosanke, Sarah Niedrich, Nico Bludau, Alicia Hein, Lena 
Glöckner, Belinda Meryem Göres, Florian Kobuß, Gregor Hergenhahn, Christina van den 
Boom 
 
Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 
 
»Wer aber vom Kapitalismus nicht reden will, sollte auch vom Faschismus schweigen.«  
Max Horkheimer, 1939 
 

1. Hintergründe und aktuelle Schlaglichter der Rechtsentwicklung 
 
Die Rechtsentwicklung ist eine der zentralen Herausforderungen unserer Zeit. In vielen 
einflussreichen Staaten sind extrem Rechte Akteure bereits an der Macht oder haben aktuell 
gute Aussichten darauf. Doch auch dort, wo sie nicht regieren, verschieben sie das politische 
Feld vielerorts sehr erfolgreich nach rechts. 
 
Hierzulande führt die AfD seit knapp 1,5 Jahren die bundesweiten Umfragen an, in fast allen 
ostdeutschen Bundesländern liegt sie bei deutlich über 30, in Sachsen-Anhalt sogar über 40 
Prozent.  
Regierungsbeteiligungen scheinen eine Frage der Zeit zu sein, werden (hinter den Kulissen) 
im schwarz-blauen Lager1 bereits vorbereitet und in gemeinsamen Abstimmungen erprobt.  
In Sachsen-Anhalt ist sogar bereits nach der Wahl im September eine absolute Mehrheit der 
AfD möglich. 
 
Auch in Rheinland-Pfalz wird die AfD stärker. Diese Entwicklung beobachten wir auch im 
Landkreis Mainz-Bingen, sowie in etwas abgeschwächter Form auch in der Stadt Mainz. Die 
AfD tritt dabei deutlich selbstbewusster im öffentlichen Raum auf, als Teil der 
gesellschaftlichen Normalisierung nimmt Widerstand (abgesehen von großen 
Massenprotesten) tendenziell ab.  
Der neue Landesvorsitzende Münzenmaier setzt auf Deportation und dauerhafte Verankerung 
insbesondere im ländlichen Raum. Als Gewinner des letzten Bundesparteitages versucht sich 
sein Lager an einer Synthese zwischen Weidel- und Höcke-Lager.2 
 
Die Rechtsentwicklung ist kein Zufall. Sie darf nicht isoliert betrachtet werden, sondern fußt 
auf tiefgreifenden gesellschaftlichen Krisenerfahrungen. Sie kann inzwischen auch als 
Faschisierung3 begriffen werden, die unmittelbar mit dem kapitalistischen System verknüpft 

 
1 Jeweils relevante Teile der Parteien und ihres Umfelds, nicht die gesamten Parteien.  
2 Nils Schniederjann und Sebastian Friedrich: Wer hat in der AfD das Sagen? 
https://www.ueberrechts.de/p/wer-hat-in-der-afd-das-sagen  
3 Siehe z.B. den aktuellen Schwerpunkt der Zeitschrift Luxemburg: https://www.zeitschrift-
luxemburg.de/schwerpunkte/faschisierung  

https://www.ueberrechts.de/p/wer-hat-in-der-afd-das-sagen
https://www.zeitschrift-luxemburg.de/schwerpunkte/faschisierung
https://www.zeitschrift-luxemburg.de/schwerpunkte/faschisierung
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ist4. Die wirtschaftliche Stagnation, massive Verteuerung, Kürzungen, soziale Unsicherheit 
und politische Ohnmachtserfahrungen prägen das Leben vieler Menschen. Die 
angekündigten Angriffe auf soziale Sicherungssysteme durch die Merz-Regierung drohen 
diese Entwicklung in den kommenden Jahren zu verstärken und soziale Konflikte zu 
verschärfen. 
 
Der AfD gelingt es bisher, sich als Sammelbecken für Enttäuschung und Protest zu 
inszenieren. Zugleich leistet die Politik von CDU, SPD und Grünen der Rechtsentwicklung 
massiv Vorschub: Die Übernahme rechter Narrative und Positionen insbesondere in der 
Migrationspolitik, die umfassende Militarisierung und die Bearbeitung der wirtschaftlichen 
Stagnation und sozialer Konflikte durch Kürzungen statt durch Umkehr der Richtung der 
Umverteilung, stärkt die AfD, statt sie zu schwächen.  
Merz ist mit dem Versprechen angetreten, die AfD zu halbieren. Mit seiner antisozialen und 
spalterischen Politik hat er sie inzwischen verdoppelt. 
 
Und doch gilt: Der Ausgang der aktuellen Entwicklung ist nach wie vor offen und hängt 
insbesondere davon ab, was wir in den nächsten Jahren tun werden. Die zehntausenden 
Neueintritte in unsere Partei, der hohe Zuspruch unter jungen Menschen zu unseren Inhalten, 
antifaschistische (Massen)Mobilisierungen und neue Organisierungsansätze zeigen, dass 
auch eine Gegenbewegung stärker werden kann. Wir arbeiten am Aufbau einer 
gesellschaftlichen Alternative, die Hoffnung statt Ohnmacht organisiert – auch hier in 
Rheinhessen. 
 
 

2. Unsere Doppelstrategie: Faschisten bekämpfen und solidarische Alternative 
aufbauen 

 
Um die Rechtsentwicklung zu stoppen, müssen wir sowohl ihre gesellschaftlichen Ursachen 
anpacken als auch ihren politischen Ausdruck bekämpfen. Nur eins davon allein wird nicht 
reichen. Die direkte Konfrontation mit der extremen Rechten und ihren Verbündeten muss 
Hand in Hand gehen mit dem Voranbringen unserer eigenen sozialistischen Politik. 
 
Um an den richtigen Stellen ins Handeln zu kommen, blicken wir auf aktuelle strategische 
Vorschläge. Auch nach der KMV wollen wir Räume öffnen, um diese und verwandte Debatten 
im Kreisverband weiterzuführen. 
 
Volksfront inklusive CDU (kurzfristige ‘Verhinderungsstrategie’)  
Diese ‘Brandmauer’-Strategie führt in eine Sackgasse. Als Linke dürfen wir uns auch 
kurzfristig nicht an der Umsetzung der Politik beteiligen, die den Boden für die 
Rechtsentwicklung bereitet. Ansonsten laufen wir Gefahr, spätestens mittelfristig unsere 
Glaubwürdigkeit und damit perspektivisch jegliche Handlungsmacht massiv zu 

 
4 "Wir wissen inzwischen aus zahlreichen Studien, dass die globalen Voraussetzungen für einen 
neuen Faschismus vom neoliberalen Kapitalismus der letzten vier bis fünf Dekaden geschaffen 
wurden (vgl. Maher 2023; Slobodian 2023, 2025; Brown 2015, 2019). Er ist aus der Erfahrung und der 
Krise einer liberalen demokratischen Ordnung hervorgegangen. Der Drang zur Härte, zur 
Rücksichtslosigkeit, zum Egoismus, der Hyperindividualismus und die Verächtlichmachung 
vermeintlich Schwacher sind Teil der DNA des Neoliberalismus." (Benjamin Opratko: Lange Frist und 
kurze Zündschnur – Luxemburg). 

https://www.zeitschrift-luxemburg.de/artikel/lange-frist-und-kurze-zuendschnur
https://www.zeitschrift-luxemburg.de/artikel/lange-frist-und-kurze-zuendschnur
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verschlechtern. Unser Anspruch ist: überall für einen klaren Oppositionskurs zu dieser Politik 
zu stehen sowie an inhaltlich klar linken Mehrheiten zu arbeiten. Das heißt wir unterstützen 
unsere Genoss*innen – gerade auch im Osten – nach Möglichkeit vor Ort im organisierenden 
Wahlkampf. Wir setzen uns parteiintern gleichzeitig klar gegen derartige ‘Allparteien’-
Regierungsbeteiligungen und auch offene -tolerierungen ein.5 In der Linken wird diese Frage 
angesichts der anstehenden Landtagswahlen kontrovers diskutiert, diese Debatte wollen wir 
auch vor Ort weiterführen. Wir sind uns darüber einig, dass eine Regierungsbeteiligung der 
AfD gefährliche Folgen haben wird, nicht verharmlost werden darf und verhindert werden 
sollte. Dies darf aber nicht um den Preis der eigenen Glaubwürdigkeit geschehen. Es muss 
zu unserer politischen DNA gehören, dass wir Angriffe auf die unteren und mittleren Klassen 
sowie zusätzlich und anderweitig Unterdrückten niemals mitmachen oder tolerieren. 
Andernfalls ist dies ein weiteres Konjunkturprogramm für die extreme Rechte, die mittelfristig 
auch noch ohne glaubwürdige und deshalb massiv geschwächte linke Gegenwehr dastünde. 
Das dürfen wir nicht zulassen. Wir sind der Überzeugung, dass das stärkste Mittel gegen 
rechts eine starke Linke ist, die eine glaubwürdige Alternative zu den bestehenden 
Verhältnisse formuliert und der auch zugetraut wird diese umzusetzen. 
 
Widersetzen (‘Massenmobilisierungen und ziviler Ungehorsam’) 
Breitere Protestbewegungen wie ‚widersetzen‘, welche in den vergangenen Jahren immer 
wieder zehntausende Menschen mobilisieren konnten, sind grundsätzlich zu begrüßen, auch 
wenn die selbstgesteckten, offen kommunizierten Ziele immer weniger erreicht werden. Als 
Linke gilt es in diesen Bewegungen weiterführende Angebote im Kampf gegen Rechts zu 
machen, insbesondere im Zusammenführen des antifaschistischen Kampfes mit den Themen 
Militarisierung, Sozialabbau und weiteren. 
 

3. Linker Kampf gegen Rechts in Mainz / Mainz-Bingen 
 
In Mainz konnten Versuche rechter Kräfte, Fuß zu fassen, in den letzten Jahren immer wieder 
durch breite Mobilisierungen zurückgeschlagen werden und auch für die AfD ist Mainz nach 
wie vor ein schwieriges Pflaster. So konnte diese nur begrenzte Zugewinne bei Wahlen 
verzeichnen und muss weiterhin mit Gegenprotesten bei öffentlich beworbenen 
Veranstaltungen rechnen. Als Linke werden wir an diese Arbeit anknüpfen und uns 
entsprechend anlassbezogen mit antifaschistischen Akteuren vernetzen, um diese Erfolge 
weiter auszubauen. Zudem müssen wir als Partei unsere Handlungsinitiative weiter 
ausbauen, um schnell auf aktuelle Ereignisse zu reagieren und als Linke, als treibende Kraft 
in Erscheinung zu treten. Dabei setzen wir auf breitere Allianzen zusammen mit 
antifaschistischen sowie zivilgesellschaftlichen Akteuren. 
 
Auch den ländlichen Raum überlassen wir selbstverständlich nicht den Rechten. Hierfür 
braucht es eine stärkere Verankerung und bessere öffentliche Wahrnehmung der Linken auf 

 
5 "Eine AfD-Regierungsbeteiligung zu verhindern, ist notwendig, darf aber nicht um den Preis 
passieren, dass Kürzungspolitiken mitgetragen oder legitimiert werden. Die Linke muss deutlich 
machen, dass Antifaschismus untrennbar mit sozialer Gerechtigkeit verbunden ist. Wer Sozialabbau, 
Prekarisierung und Ausgrenzung akzeptiert, bereitet rechten Kräften langfristig den Boden – auch 
dann, wenn sie formal nicht an der Regierung beteiligt sind. Von Der Linken erwarte ich daher, dass 
sie sich nicht in Koalitionen drängen lässt, die Kürzungen verwalten oder eine weiter nach rechts 
gerückte CDU politisch stabilisieren." (Leila P: »Die Linke muss deutlich machen, dass 
Antifaschismus untrennbar mit sozialer Gerechtigkeit verbunden ist« – Luxemburg). 

https://www.zeitschrift-luxemburg.de/artikel/interview-brandmauer
https://www.zeitschrift-luxemburg.de/artikel/interview-brandmauer
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dem Land in Form von Veranstaltungen, Kundgebungen oder Festen, perspektivisch auch 
dort, wo wir noch ‚strukturschwach‘ sind. An die Sommerfeste und Grillabende, die bereits 
stattgefunden haben oder demnächst noch stattfinden werden, können wir anknüpfen. 
Ansonsten gilt es weiterhin, die bestehenden Ortsgruppen in Rhein-Selz, Ingelheim und 
Bingen aus der Stadt heraus bei ihrer Arbeit zu unterstützen. Zudem gilt es gerade im 
Landkreis zielgerichtete Initiative zu ergreifen und bei rechten Aufmärschen Gegenproteste 
zu organisieren, ohne uns dabei in einem ewigen “Katz-und-Maus-Spiel” zu verausgaben. 
 
Als Mitgliedschaft schulen wir uns noch besser, für die Begegnung von Einwänden an den 
Haustüren und am Infostand.  
 
Den Aufbau solidarischer Kampagnen, Projekte und Alternativen (wie etwa der 
Mietenkampagne) führen wir in weiteren Anträgen aus. Als klare Verknüpfung zur Strategie 
im Kampf gegen Rechts an dieser Stelle nur so viel: Eine Studie zeigt, dass die AfD bei 
Menschen mit geringem Einkommen um bis zu 4 Prozent beliebter wird, wenn die Miete um 
1 Euro pro Quadratmeter steigt. Das bedeutet für unsere Mietenkampagne auch: “Eine solche 
Selbstermächtigung benennt Gegner und erlaubt Wut. Sie belehrt nicht wie viele diskursive 
Politikansätze, sondern sie mobilisiert – und muss deshalb Teil einer Strategie gegen Rechts 
sein.”6 
 
Mit dem Blick auf die anstehenden Wahlen in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern 
werden wir initiativ tätig: Für die jeweiligen Wahlabende werden wir den antifaschistischen 
Protest zusammen mit politischen Verbündeten auf die Straße tragen, entsprechende 
Kundgebungen anmelden und in diesen Abwehrkämpfen immer auch für unsere solidarischen 
Alternativen werben. 
 
 
Begründung: erfolgt mündlich 
 

 
6 Mehr Miete, mehr Rechtsruck (Ralf Hoffrogge, 2025, Jacobin). 

https://jacobin.de/afd-rechtsruck-mieten-gentrifizierung-mietsteigerung/

